
Hervorheben möchte ich auch die Petition zu den Völ-
kermorden an den Jesidinnen und Jesiden. Die Terror-
organisation IS ermordete 2014 in einer großangelegten 
Offensive über 5 000 Menschen und verschleppte 7 000 
weitere. Der Ausschuss empfahl, diese Petition der Bun-
desregierung zur Berücksichtigung zu überweisen. Am 
19. Januar dieses Jahres haben wir es tatsächlich ge-
schafft, das Leid dieser Opfer im Rahmen einer Plenar-
debatte anzuerkennen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Doch Petitionen drehen sich bei Weitem nicht nur um 
die große Politik, bei Weitem nicht nur um Dinge, die uns 
alle betreffen. Tatsächlich drehen sich zwei Drittel aller 
Petitionen um vermeintlich kleine Dinge: die persönli-
chen Anliegen von Bürgerinnen und Bürgern, die zum 
Beispiel mit der Entscheidung oder dem Vorgehen einer 
Behörde unzufrieden waren. Genau hier liegt auch die 
Stärke dieses Ausschusses. Nur ein paar Beispiele: Wir 
halfen einer Petentin mit einem Gründungszuschuss der 
Deutschen Rentenversicherung, damit sie sich selbststän-
dig machen konnte. Eine Petentin, die keine Rentenzah-
lungen erhielt, bekam eine Nachzahlung von über 
13 000 Euro. Außerdem unterstützte der Ausschuss eine 
Petentin bei der Bewilligung einer onkologischen Reha.

Sie sehen: Wir sind auch für die kleinen Dinge zustän-
dig. Die Unterstützung, die der Ausschuss in diesen Ein-
zelfällen leistet, zeigt seine Notwendigkeit und Bedeu-
tung.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD)

Selbst wenn der Ausschuss nicht helfen kann, so kann 
er doch wenigstens Entscheidungen der Behörden besser 
verständlich machen. Denn daran, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, hapert es wirklich oft in unserem Land. Wir 
können den Menschen klarmachen, was im vorliegenden 
Fall nicht funktioniert hat. Diese Schlüsselfunktion über-
nehmen wir gerne.

Es ist so, dass wir öfter einmal mit dem Unwillen der 
Leute konfrontiert werden, wenn sie das, was wir tun, 
nicht ganz nachvollziehen können, wenn es zu lange 
dauert, wenn der Aufwand, in Erfahrung zu bringen, wo 
die Petition gerade gelandet ist, sehr groß ist. Wenn un-
sere Entscheidung am Ende schlecht oder gar nicht nach-
vollzogen werden kann, dann zeigt das, dass wir alle an 
einer Verbesserung arbeiten müssen. Wir müssen den 
Menschen erklären, was wir tun, warum es im Einzelfall 
mal länger dauert. Ich denke, es ist jetzt unsere Aufgabe – 
auch in dieser Legislatur –, vor allem an der Transparenz 
zu arbeiten. Wir brauchen ein modernes Petitionsrecht, 
einen modernen, bürgerfreundlichen und unbürokrati-
schen Zugang zum Petitionsausschuss. Dazu gehören 
nun einmal Kommunikation, Transparenz im Verfahren, 
kürzere Bearbeitungszeiten von Petitionen, verständliche 
Sprache und verständliche Beschlüsse.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der AfD)

Wir haben – ich hatte es gerade schon erwähnt – noch 
einiges nachzuholen; die Ausgangslage ist nicht gerade 
ideal. Wir als Koalition werden dem Ausschuss hoffent-
lich bald unsere Vorschläge präsentieren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Arbeit mit Peti-
tionen ist die direkteste Art, zusammen mit den Bürgerin-
nen und Bürgern Politik zu gestalten. Das macht die Ar-
beit mit Petitionen so besonders. Deshalb hat das 
Petitionsrecht zu Recht Verfassungsrang, und deshalb 
liegt mir die Arbeit mit Petitionen so am Herzen. Lassen 
Sie uns das Petitionswesen so gestalten, dass die Bür-
gerinnen und Bürger draußen auch sagen können: Dieses 
Recht liegt uns am Herzen.

Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen, die so viel 
Arbeit auf sich nehmen. Aber ich glaube, es ist immer 
wieder wert, darüber zu reden, was wir, und sei es Klein- 
Klein im Einzelfall, erreichen. Deshalb sage ich noch 
einmal: Danke allen, die zugehört haben. Aber vor allem 
danke ich dem Ausschussdienst und euch, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, für die wertvolle Arbeit.

Danke schön.
(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die nächste Rednerin ist Corinna Rüffer für Bünd-

nis 90/Die Grünen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Wirklich hoch ge-

schätzte Vorsitzende Martina Stamm-Fibich, ich finde, 
das passt zu der ganzen Art, wie du diesen Ausschuss 
führst, dass du heute noch mal an unseren lieben Kolle-
gen Gero Storjohann erinnert hast, den wir alle bis heute 
wirklich sehr vermissen. Wir wissen nicht, ob seine Fa-
milie vielleicht auch diese Debatte verfolgt. Es würde 
mich nicht verwundern, weil er sie, glaube ich, sehr dicht 
an seine Arbeit herangeholt hat. Ich finde, das ist noch 
mal ein Moment, an ihn zu erinnern. Ich glaube, wir alle 
denken oft an ihn.

(Beifall)
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Mitarbeiter/- 

innen! Es geht heute ein ganz besonderer Dank an Sie, die 
Sie auf der Bundesratsbank sitzen, und an alle, die Sie 
vertreten, nämlich an den gesamten Ausschussdienst.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD, der CDU/ 
CSU, der FDP und der LINKEN)

Das sind ganz viele Menschen, die uns den Rücken frei-
halten, die die Arbeit tun, von der wir leben, Tag für Tag. 
Wir hatten in der vergangenen Sitzungswoche eine Pet- 
Sause; vielleicht hat der eine oder andere schon mal was 
davon gehört. Einmal im Jahr wird kräftig gefeiert. Ich 
habe den Eindruck, dass uns das in diesem Jahr besonders 
gut gelungen ist. Ich weiß nicht, ob die neue Unterabtei-
lungsleiterin Frau Pendzich-von Winter es geschafft hat, 
mit jedem Einzelnen, mit jeder Einzelnen anzustoßen. Sie 
hat es eigentlich versprochen. Aber ich hatte auf jeden 
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Fall das Gefühl, dass da ein frischer Wind durch das 
Petitionswesen weht, und ich glaube, das freut ganz viele, 
die dicht an der Arbeit sind. Ganz herzlichen Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP)

Ich glaube, dass wir alle wirklich Lust haben, das Po-
tenzial dieses Ausschusses noch viel mehr zu nutzen, als 
wir das in der Vergangenheit schon getan haben. Ich 
möchte an dieser Stelle einmal Heinrich Böll in die Ver-
antwortung nehmen, der Petra Kelly ins Stammbuch ge-
schrieben hat, und zwar im Jahr 1983 – ich zitiere –:

Gar manches ist im Laufe der Geschichte aller Par-
lamente von der Straße aus in sie hineingetragen 
worden, ist Gesetz geworden und hat das System 
verändert. … Das Außerparlamentarische gehört 
zum parlamentarischen System, und wäre es nur 
als Wecker.

Die Einmischung der Bürgerinnen und Bürger als Weck-
ruf zu begreifen, ich glaube, das war im Jahr 1983 nicht 
allen so nah. Jedenfalls hat Petra Kelly wahrgenommen, 
dass es im Umgang mit manchen Bürger/-innen-Anfra-
gen so etwas gegeben habe wie „Arroganz des Weg-
legens, des Post-Verdrängens, des Damit-nicht-umge-
hen-Könnens, weil man doch so viel Wichtigeres zu tun 
hat“, als sich mit diesen Bürgern zu befassen. Und sie 
fragte sich:

Ist es denn nicht eine der ersten Pflichten, zu ver-
suchen, auf die Menschen einzugehen, die sich in 
aller Bescheidenheit an

– damals –

Bonn wenden, weil sie, und das ist ja berechtigt, eine 
konstruktive und hilfreiche Antwort erwarten?

Mir sei dieser Blick in die Vergangenheit erlaubt, weil 
wir als Grüne-Fraktion innerhalb dieses Hauses in diesem 
Jahr 40. Geburtstag feiern. Ich glaube, das ist ein Moment 
im Zusammenhang mit der Arbeit, die wir als Parlament 
mit den Bürgerinnen und Bürgern zusammen zu leisten 
haben, wo man an Petra Kelly und Heinrich Böll noch 
mal erinnern darf. Und wenn man heute das Wort „Bonn“ 
durch „Berlin“ ersetzen würde? Ich mache das mal:

Ist es denn nicht eine der ersten Pflichten, zu ver-
suchen, auf die Menschen einzugehen, die sich in 
aller Bescheidenheit …

– an Berlin, an uns nämlich –

wenden, weil sie, und das ist berechtigt, eine kon-
struktive und hilfreiche Antwort erwarten? 

Genau das ist die Pflicht, die wir als Abgeordnete haben: 
auf die Menschen einzugehen, ihnen zuzuhören, wenn sie 
uns mit ihren Sorgen, aber vor allem auch mit ihren kon-
struktiven Antworten auf schwierige Fragen begegnen. 
Ob sie dabei bescheiden sind oder nicht – das mag man 
im Jahre 1983 anders beurteilt haben –, sei dahingestellt.

Es ist nicht nur unsere Pflicht, möchte ich sagen, son-
dern es ist wichtiger denn je, dass wir das als Parlament 
tatsächlich beherzigen, weil wir in einer unsicheren Zeit 
leben. Wir stehen vor so vielen Herausforderungen, die 
wir gemeinsam bewältigen müssen. Trotzdem – das be-

obachten wir natürlich, und das muss uns mit Besorgnis 
erfüllen – driftet diese Gesellschaft an vielen Stellen echt 
auseinander. Viele Menschen fühlen sich außen vor ge-
lassen. Sie sind überfordert mit bürokratischen Vorgaben 
und haben enorme Angst davor, dass es ihnen persönlich 
und ihren Kindern in Zukunft schlechter gehen wird als 
heute.

Gerade in dieser schwierigen Gemengelage ist es, 
glaube ich, unsere Aufgabe als Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier, „Bürgernähe“ nicht nur zu behaupten, 
sondern sie auch tagtäglich zu praktizieren, den Men-
schen tatsächlich näherzukommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Und genau das ist die Aufgabe, die wir in diesem Petiti-
onsausschuss zu erfüllen versuchen.

Die Themenfelder, die wir zu bearbeiten haben, sind 
sehr weit. Mich persönlich beschäftigt insbesondere das 
Leben von Menschen mit Beeinträchtigungen in all ihren 
Facetten. Wir haben riesige Petitionen: im vergangenen 
Jahr die größte, die wir jemals hatten, mit über 
300 000 Unterschriften, mit der Forderung, dass wir 
eine Reform der Pflege brauchen in diesem Land, das 
dem demografischen Wandel unterliegt – eine der größ-
ten Herausforderungen unserer Zeit. Da haben wir uns 
alle zusammengetan, sind teilweise über unseren Schat-
ten gesprungen und haben gesagt: Wir wollen das als 
Parlament gemeinsam angehen.

Ich würde alle Parlamentarier und Parlamentarierin-
nen –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin, Sie kommen zum Ende, bitte.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– ich komme zum Ende –, die nicht direkt an den 

Petitionen dran sind, dennoch bitten, diese Impulse auf-
zunehmen und das als gemeinsame Aufgabe zu verste-
hen, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Kollegin.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– als Parlament die Umsetzung der berechtigten Wün-

sche der Menschen in diesem Land auf den Weg zu brin-
gen. Wir wollen noch besser werden.

(Lachen des Abg. Dr. Bernd Baumann [AfD])

Ich glaube, das werden wir mit dieser Haltung auch 
schaffen.

Ich bedanke mich ganz herzlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der Abg. Ina 
Latendorf [DIE LINKE])
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